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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Protokoll vom 17. September 1965 zur 
Änderung des Abkommens vom 22. Juli 1954 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen 

— Drucksache V/59 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Kurlbaum-Beyer 


Das am 22. Juli 1954 abgeschlossene deutsch- 
amerikanische Doppelbesteuerungsabkommen hat 
sich grundsätzlich bewährt. Die kontinental-euro- 
päische Rechtsentwicklung, insbesondere die neuere 
deutsche Vertragspraxis ließen jedoch manche seiner 
Regelungen als revisionsbedürftig erscheinen. Die 
zunehmende Intensivierung der zwischenstaatlichen 
Wirtschaftsbeziehungen machte die einseitige Aus- 
richtung des Abkommens auf die amerikanische Ver- 
tragskonzeption vermehrt nachteilig bemerkbar. 
Kernstück des Abkommens ist die Neuregelung der 
Dividendenbestcuerung. Das bisherige Abkommen 
hielt die Quellenbesteuerimg der Dividenden auf- 
recht mit Ausnahme der lO'^/oigen zwischengesell- 
schaftlichen Beteiligungen, für die die Dividenden- 
steuer an der Quelle auf 15 v. H. begrenzt wurde. 
Deutsche Aktionäre hatten daher — abgesehen von 
der erwähnten Ausnahme — auf die aus den USA 
bezogenen Dividenden die dortige Steuer von min- 
destens 30 V. H. voll zu tragen. 

In Anlehnimg an das Musterabkommen der OECD 
und an die neuere deutsche Vertragspraxis wird im 
Rcvisionsprotokoll die Quellensteuer von Dividen- 
den grundsätzlich auf 15 v. H. begrenzt. Das gilt 
grundsätzlich auch für wesentliche zwischengesell- 
schaftliche Beteiligungen. 

Für die Ausschüttungen deutscher Toditergesell- 
schaften an ihre zu mindestens 10 v. H. beteiligten 
amerikanischen Obergesellschaften legt das Revi- 
sionsprotokoll eine Ausnahme fest, die den Kern des 


' deutschen Revisionsbegehrens erfüllt. Da deutsche 
I Muttergesellschaften auf die Dividenden ihrer Todi- 
1 tergesellschaften regelmäßig die Nachsteuer von 
I 36 V. H. oder sogar die normalige Körperschaftsteuer 
zu entrichten haben, die amerikanischen Obergesell- 
schaften aber nur die deutsche Kapitalertragsteuer, 

' konnten diese einen steuerlichen Wettbewerbsvor- 
i teil dadurch erzielen, daß sie sich die Gewinne aus- 
schütten ließen und zugleich wieder ihren deutschen 
Tochtergesellschaften zur Verfügung stellten. Die 
AusschüttungspoLitik der deutschen Tochtergesell- 
^ schäften amerikanischer Konzerne ließ deutlich er- 
j kennen, daß die zum Teil in den USA auf die Divi- 
I denden noch zu entrichtende Steuer — insbesondere 
. auch die amerikanische Staatseinkommensteuer • — 
kein genügendes Gegengewicht schuf, um solchen 
Kreislaufaktionen den steuerlichen Anreiz zu neh- 
I men. Es war daher notwendig, für die Fälle, in 
denen die Dividenden reinvestiert werden, die Sen- 
kung der deutschen Kapitalertragsteuer zu streichen 
und die Kapitalertragsteuer wieder voll aufleben zu 
lassen. Damit ist sichergestcllt, daß das Abkommen 
in bezug auf die deutsche Steuer keinen Anreiz mehr 
I für die dargelegten Kreislauftransaktionen bringt. 
Soweit die als Dividenden erklärten Gewinne durch 
Reinvestition wirtschaftlich der deutschen Tochter- 
gesellschaft zur Verfügung bleiben — womit die 
Konkurrenzfrage zu deutschen Gesellschaften und 
Konzernen auftritt, die auf den zurückbehaltenen 
Gewinn eine Steuer von 51 v. H. tragen müssen — 
hat daher das Abkommen durch volle Ausschöpfung 
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der deutschen Besteuerung steuerliche Wettbewerbs- 
verzerrungen soweit als möglich beseitigt. Damit ist 
der Entschließung des Deutschen Bundestages zum 
Steueränderungsgesetz 1958, die die Bundesregie- 
rung ersucht, notwendige Maßnahmen zu treffen, um 
Verschiebungen der Wettbewerbslage auf Grund des 
gespaltenen Körperschaftsteuersatzes zu vermeiden, 
Rechnung getragen. 

Den zweiten Zentralpunkt des Abkommens bildet 
die Neuregelung der Lizenzbesteuerung. Das alte 
Abkommen stellte zwar Lizenzgebühren von der 
Quellensteuer frei, aber nach deutscher Auffassung 
deckte dieser Artikel nicht die Entgelte für know 
how. Demgegenüber vertrat die amerikanische Seite 
für die erheblichen know-how-Zahlungen deutscher 
Unternehmen nach den USA die Auffassung, daß 
diese Zahlungen als Lizenzgebühren zu werten und 
dementsprechend von der deutschen Steuer freizu- 
stellen seien. 

Es entspricht sowohl den Empfehlungen der OECD 
als auch der neueren deutschen Vertragspraxis, die 
know-how-Vergütungen den Lizenzgebühren gleich- 
zustellen und sie als solche nach Möglichkeit von der 
Besteuerung im Quellenstaat zu befreien. Diese Kon- 
zeption ist nunmehr auch für das deutsch-amerika- 
nische Verhältnis verankert. Der Lizenzgebühren- 
artikel ist der Formulierung des OECD-Musterab- 
kommens angepaßt und umfaßt damit ausdrücklich 
auch know-how-Vergütungen. 


Weiter enthält das Revisionsprotokoll u. a. ge- 
wisse Änderungen bei der Besteuerung der gewerb- 
lichen Gewinne und der Arbeitseinkünfte und be- 
zieht nunmehr auch die deutsche Gewerbe- und Ver- 
mögensteuer in das Abkommen ein. 

Das Revisionsprotokoll sieht vor, daß die Dividen- 
denregelung rückwirkend auf die ab 1. Januar 1965 
gezahlten Dividenden anzuwenden ist. Diese Rege- 
lung wurde in der Erwartung getroffen, daß das 
Revisionsabkommen noch vor diesem Zeitpunkt in 
Kraft treten würde. Infolge verschiedener amerikani- 
scher Anderungswünsche hat sich jedoch die Unter- 
zeichnung des Abkommens bis zum 17. September 
1965 verzögert. Damit kann in den Fällen, in denen 
die deutsche Kapitalertragsteuer gegenüber früher 
voll zur Erhebung kommt, eine rückwirkende Ver- 
schlechterung eintreten. Aus diesem Grunde ist in 
dem Zustimmungsgesetz vorgesehen, daß bei Divi- 
denden, die zwischen dem 1. Januar 1965 und dem 
26. Oktober 1965 — dem Zeitpunkt der Bekannt- 
machung des Revisionsprotokolls im Bundesanzeiger 
— ausgeschüttet werden, auf die Erhebung des 
Mehrbetrages der deutschen Kapitalertragsteuer ver- 
zichtet wird, soweit sich daraus unter Berücksichti- 
gung einer etwaigen Steuerentlastung in den USA 
gegenüber bisher eine Steuermehrbelastung ergibt. 

Der Finanzausschuß empfiehlt dem Hohen Haus, 
das Zustimmungsgesetz zu dem Revisionsprotokoll 
anzunehmen. 


Bonn, den 2. Dezember 1965 


Frau Kurlbaum-Beyer 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/59 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 2. Dezember 1965 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Frau Kurlbaum-Beyer 

Geschäftsführender Vorsitzender Berichterstatter 
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